
Bundessozialgericht
- 42 RK 24/77

—

.
Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheh

Kläger und Revisionskläger,

Rrozeßbevollmächtigte:

g e g e n

Ortskrankenkasse des Kreises Segeberg,
Bad Segeberg,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte: Abt.Direktor Schlüter und Schmitz,
Bundesverband der Ortskrankenkassen,
Bonn-Bad Godesberg, Karl—Fineklnburg—Straße 50,

Beigeladen:

4) Bundesversicherungsanstalt für Angestellte,
Berlin 51, Ruhrstraße 2,

2)

Der 42. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 1. Februar 4979 durch den Vorsitzenden

Richter Professor Dr. H e u B n e r , die Richter
Dr. G a g e l und Dr. S c h u r sowie die ehren—

amtlichen Richter D a n n e und B l e n k e r s

für Recht erkannt:

‘Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Schleswig—

Holsteinischen Landessozialgerichts vom 25. März 1977

wird zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander Kosten des Revisionse

verfahrens nicht zu erstatten.
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Streitig ist in diesem Verfahren, ob die Befreiung von der

Versicherungspflicht im Rahmen eines Ehegatten—Arbeitsver—

hältnisses nach Art 2 5 4 des 2. Rentenversicherungs-Ände—

rungsgesetz —RVÄndG—(Rentenversicherung) und des Art 4 5 2

des 2. Krankenversicherungs—Änderungsgesetz —KVÄG—(Kranken—
versicherung) auch für weitere Beschäftigungszeiten gilt,

wenn die Beschäftigung zwischenzeitlich unterbrochen wurde.

Der Kläger ist Schneidermeister und führte in seinem Betrieb

vor allem Reparaturen von Bundeswehrbekleidung durch. Die

Ehefrau des Klägers, die Beigeladene zu 2), war in diesem

Betrieb seit Jahren als Angestellte beschäftigt. Sie wurde

auf ihren Antrag nach Art 2 5 4 des 2. RVÄndG vom 25. Dezem—

ber 4966 (BGBl I 745) "während der Beschäftigung bei dem

Ehegatten" mit Wirkung vom 4. Januar 4967 von der Versiche—

rungspflicht in der Angestelltenversicherung befreit. Ferner

wurde sie von der Beklagten nach Art 4 5 2 des Gesetzes zur
Weiterentwicklung des Rechts der gesetzlichen Krankenver-

sicherung (2. KVÄG) vom 24. Dezember 4970 (BGBl I 4770) von
der Vérsicherungspflicht in der Krankenversicherung mit

Wirkung vom 4. Januar 4974 "für die Dauer der jetzigen Be—

schäftigung bei ihrem Ehegatten" befreit.

Die Beschäftigung endete wegen Auftragsmangels mit dem

28. Februar 4974. Das Landessozialgericht (LSG) hat fest—

gestellt, daß es durch Kündigung endete. Der Kläger be—

hauptet demgegenüber, das Arbeitsverhältnis sei einver-

ständlich bis zur Besserung der Auftragslage unterbrochen

(suspendiert) worden. Wegen Besserung der Auftragslage

wurde die Ehefrau des Klägers in der Zeit vom 4.August 4974

bis 54. Oktober 4974 und dann wieder vom 5. Mai bis
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50. Juni 1975 als Angestellte im Betriebe des Klägers tätig. In

den Zwischenzeiten meldete sie sich beim Arbeitsamt arbeitslos

und bezog Arbeitslosengeld.

Beiträge zur Kranken- und Rentenversicherung wurden auch für die
späteren Beschäftigungszeiten nicht entrichtet.

Nach einer Betriebsprüfung forderte die Beklagte Beiträge zur
Krankenversicherung und zur Rentenversicherung für die Beschäfti-

gungszeiten von August bis Oktober 1974 und Mai bis Juni 1975
(Bescheid vom 16. Oktober 1975). Sie vertrat die Auffassung, daß

die ausgesprochenen Befreiungen mit der Unterbrechung der Be—

schäftigung Ende Februar 1974 ihre Wirkung verloren hätten.

Widerspruch, Klage und Berufung hatten keinen Erfolg (Wider—

spruchsbescheid vom 17. Dezemeber 1975; Urteil des Sozialgerichts

-SG— lübeck vom 14. Oktober 1976; Urteil des Schleswig-Holsteini—

schen LSG vom 25. März 1977).

Das LSG hat die Auffassung vertreten, dem Wortlaut der hier maß-

geblichen gesetzlichen Vorschrift sei eindeutig zu entnehmen, daß

eine Befreiung nur für die am maßgeblichen Stichtag bestehenden
Beschäftigungsverhältnisse vorgesehen sei. Mit dem Ende dieser

Beschäftigungsverhältnisse verliere die Befreiung ihre Wirkung.

Ob eine Unterbrechung, wie sie der Kläger darlege, dazu führen

könne, daß die Rechte aus der Befreiung von der Versicherungs—

pflicht erhalten bleiben, könne hier dahinstehen, denn der Kläger

habe das Arbeitsverhältnis zum Ablauf des 28. Februar 1974 ge-

kündigt. Damit sei das Beschäftigungsverhältnis beendet gewesen.

Mit der Revision macht der Kläger geltend, daß das Urteil und

die Stellungnahmen‚auf die es sich stützt, sich nur mit dem Fall

der gewollten Beendigung des bestehenden Arbeitsverhältnisses be-
fassen, nicht aber mit der durch äußere Umstände erzwungenen

vorübergehenden Unterbrechung.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

Der Kläger beantragt dem Sinne nach,
das Urteil des LSG und das Urteil des SG

sowie den Bescheid der Beklagten vom

46. Oktober 1975 in der Gestalt des Wider—

spruchsbescheides vom 47. Dezember 4975

aufzuheben.

Die Beklagte und die Beigeladene zu 1) beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beigeladene zu 2) ist im Revisionsverfahren nicht ver-

treten.

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung (@ 424 Abs 2 des Sozial—

gerichtsgesetzes —SGG—)einverstanden erklärt.

II

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Die Beitragsforde—

rung der Beklagten besteht zu Recht.

Zutreffend ist das LSG davon ausgegangen, daß sich die Be-

freiungen nach Art 2 5 1 des 2. RVÄndG und Art 4 5 2 des

2. KVÄG jeweils nur auf das bei Stellung des Befreiungsan-

trags bestehende Beschäftigungsverhältnis beschränken und
mit dessen Ende ihre Wirkungen verlieren. Dies hat der er—

kennende Senat bereits in früheren Entscheidungen ausge—
sprochen (BSGE 54, 277, 280; SozR 5486 Art 4 5 2 Nr 2 S 7).

Dabei ist es unerheblich, auf welche Gründe die Beendigung

zurückzuführen ist.

Das Beschäftigungsverhältnis der Beigeladenen zu 2) bei dem

Kläger, auf das sich die Befreiung bezogen hat, hat mit dem

28. Februar 1974 sein Ende gefunden. Das LSG hat festge—

stellt, daß es an diesem Tage durch Kündigung geendet hat.

_5_
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Gegen diese Feststellungen sind wirksame Verfahrensrügen nicht

erhoben worden. Das Bundessozialgericht (BSG) ist deshalb an diese

vom LSG getroffene Feststellung gebunden (5 165 SGG).

Da sich die hier ausgesprochenen Befreiungen von der Krankenver—

sicherung und der Rentenversicherung nur auf das zur Zeit der Be—

freiung laufende Beschäftigungsverhältnis bezogen und mit Beendi-

gung der Beschäftigung ihre Wirkung verlieren,war die Beigeladene

zu 2) nur bis zum 28. Februar 1974 von der Versicherungspflicht

in den beiden Versicherungszweigen befreit. Für die später erneut
in dem Betrieb ihres Ehemannes aufgenommenen Beschäftigungen waren

deshalb Beiträge zur Krankenversicherung und zur Rentenversiche—

rung zu entrichten.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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